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Der Mut zu leugnen, was jeder sieht! 
Alt-Regierungschef Alexander Frick über den Wahlkampf — VU glaubt an ihre eigenen Schlagworte 

Diese Zahlen 
sprechen für sich! 
In der abgelaufenen Legislatur
periode sind 161 Gesetze, 
Staatsverträge und Verord
nungen entstanden. In der 
Regierung wurden rund 14000 
Geschäfte behandelt. 
Das Ressort Sanität (RR 
Andreas Vogt) bereitete davon 
1,5 Prozent der Anträge vor 
und brachte sie bei der Sitzung 
ein. 4,8 Prozent entfielen auf 
das Ressort Soziale Verwaltung 
(RR Dr. Gregor Steger) und 
10 Prozent auf das  Ressort 
Bauwesen (RR J. Oehri). 
Die verbleibenden 83,7 Prozent 
verteilen sich auf die restlichen 
acht Ressorts, von denen 
jeweils vier von den zwei 
hauptamtlichen Regierungs
mitgliedern betreut werden. 
Hier ergibt sich folgende 
Aufteilung: 
Vizeregierungschef Dr. H i I b e 
(Inneres, Wirtschaft, Verkehr, 
Land- und Forstwirtschaft) 

= 28,7 Prozent 
Regierungschef Dr. B a 11 i n e r 
(Präsidium, Finanzen, Justiz, 
Erziehung und Kultur) 

= 55 Prozent 

W i e  wir bereits in unseren Ausgaben vom 
Samstag und Dienstag berichteten, setzte sich 
Alt-Regierungschef Alexander Frick an den 
Parteitagen des Oberlandes in Vaduz, und am 
Unterländer Parteitag in. Mauren, mit dem der
zeitigen Wahlkampf auseinander. Nach .einlei
tenden, grundsätzlichen Ausführungen, die sich 
mit de r  allgemeinen Lage wenige Tage vor dem 
Urnengang befassten, führte Alexander Frick 
unter anderem folgendes wörtlich aus: 

• Es ist selbstverständlich das unbestrittene 
Recht der Minderheitspartei die Mehrheit an
zustreben; es ist aber auch das gute demokra
tische Recht der Mehrheitspartei die Mehrheit 
zu erhalten, ja es ist sogar ihre Pflicht alles zu 
tun um an der Mehrheit zu bleiben, wenn sie 
davon Uberzeugt ist, dass sie dem Lande weiter
hin am besten dienen kann. 

Schon vor Jahren habe ich an einer öffentli
chen Veranstaltung gesagt, dass auch die Fort
schrittliche Bürgerpartei einmal die Mehrheit 
verlieren werde. Das werde dann geschehen, 
wenn ihre Mandatsträger Unkorrektheiten be
gehen und damit Skandale auslösen würden, 
wenn wichtige Mandatsträger in ihren Aemtern 
versagen würden, wenn die Partei sich nicht 
mehr auf ein Programm einigen könnte und so
mit innerlich zerrissen wäre, wenn die Partei 
das Masshalten in allem verlernen würde, wenn 
kein Fortschritt mehr erzielt werden könnte,' 
weil der  Partei und ihren Mandatsträgern die  
Entschlussfähigkeit abhanden gekommen wäre. 

Von alledem kann  heute aber keine Rede 
sein. Am 9. Januar  1970, stimmten die versam
melten Delegierten einstimmig einem sehr an
spruchsvollen, ganz auf die neue Zeit zuge
schnittenen Programm zu. Die Einigkeit der 
Partei bewiesen die weit mehr als zweihundert 
Delegierten aus allen Gemeinden. 

In Landtag, in Regierung und  in all den an
deren Gremien stellten unsere Mandatsträger, 
auch in den letzten vier Jahren, ihren Mann; 
überall dienten sie nach bestem Können dem 

gesunden Fortschritt. Geradlinig, fest, zielstre
big und  zäh wurde gearbeitet, wurde nach der 
besten Lösung gesucht. 
• Das Masshalten ist unseren Leuten sozu
sagen angeboren. Unnötige Experimente wer
den vermieden. Ich sage ausdrücklich unnötige 
Experimente, denn wenn es die Umstände er
fordern, gehen auch die Leute der Bürgerpartei 
ein Risiko ein, das aber übersehbar sein muss. 
Dass der BUrgerpartei die Entschlusskraft nicht 
abhanden gekommen ist, das beweisen die weit
tragenden Entscheidungen all der vergangenen 
Jahre, das beweist vor allem auch das beschlos
sene Tätigkeitsprogramm. Regierungsmitglie
der, Fraktion, Parteileitung und die Ortsgrup
pen unterhalten besten Kontakt, sie stimmen 
sich laufend aufeinander ab! Nur so ist die Er
füllung der grossen Programme überhaupt mög
lich. 

VU: Glauben an die eigenen 
Schlagworte 

Ich kenne die Quelle des überschwänglichen 
Optimismus der Gegenseite nicht. Offensicht
lich glauben die Strategen der Union an  ihr ei
genes Schlagwort, wonach die Bürgerpartei er
starrt und veraltet sei. 
• Die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg wird 
in unsere Geschichte eingehen als Epoche des 
raschen Auf- und Ausbaues, des grossen Fort
schrittes auf allen Lebensgebieten. Und gerade 
das wollen die Strategen der Union nicht wahr
haben. Ich muss sagen, dass diese Herren hier 
einen grossen Mut zeigen. Ob aber der Mut 
etwas zu leugnen, was jedermann sieht, sich 
bezahlt macht, das werden wir sehen. 

Ich muss auch feststellen, dass der  Fortschritt 
die letzten vier Jahre  sich nicht etwa verlang
samt hat, sondern dass gerade auch in dieser 
Zeit weitreichende Entscheidungen gefällt wor
den sind. 

Die Bürgerpartei trägt schon seit dem Tage 
der Gründung den Namen «Fortschrittliche 

Bürgerpartei». Mit «Fortschrittliche Bürgerpar
tei» meldet sich der Sprecher unserer Fraktion 
stets im Landtag. Dass die Fortschrittliche Bür
gerpartei von  dem grossen, echten Fortschritt 
in unserem Lande nicht zu trennen ist, das är
gert  ganz offensichtlich einige Strategen der 
Gegenseite so sehr, dass sie der  Bürgerpartei 
vorwerfen, sie hätte sich plötzlich mit diesem 
dubiosen Reklame-Wort selber dekoriert. Ich 
frage mich, wer  hat  der Union das Prädikat 
«vaterländisch» verliehen? Die Union hat sich 
ihren Titel vor  Jahrzehnten ebenfalls selber ge
geben, auch das war ihr gutes Recht. Die Bür
gerpartei ha t  sich stets redlich bemüht, ihrem 
Parteinamen gerecht zu werden; sie ha t  zu al
len Zeiten dem gesunden Fortschritt gedient. 
Sie hat  wahrlich keinen Grund, das Beiwort 
«Fortschrittlich» in ihrer Bezeichnung ver
schämt zu unterdrücken. 
• Ich habe keine Ahnung, wie bei der Union 
so ein Wahlkampf geplant und geleitet wird. 
Es macht aber den bestimmten Eindruck, dass 
das Leuten überlassen wird, die zu wenig Ein
blick in die tatsächlichen Verhältnisse haben, 
sonst könnten sie nicht behaupten, demokra
tische und parlamentarische Regeln würden 
von der BUrgerpartei nicht beachtet. Die Leute 
der BUrgerpartei seien nicht mehr zu einem 
Gespräch mit der anderen Koalitionspartei 
fähig und würden diese einfach Uberstimmen. 
Ich kann da von meinen Erfahrungen aus dem 
Landtag etwas sagen. Wenn sich dort Differen
zen in den Auffassungen ergeben, so werden 
diese in der ersten Gesetzeslesung möglichst 
genau herausgearbeitet und wenn diese erheb
lich sind, wird eine vorberatende Kommission 
eingesetzt. In diesen Kommissionssitzungen, die 
gemäss Geschäftsordnung vertraulich sind, wird 
sehr eingehend von Mann zu Mann gesprochen. 
Auf die vorgebrachten Argumente wird aus
führlich eingetreten. In den meisten Fällen 
wird ein für beide Parteien gangbarer Mittel
weg gefunden, so dass dem Plenum mit ganz 

(Fortsetzung Seite 2) 

FBP: Moderne Partei - Zeitgemässes Programm - Fähige Männer: 

Aussenpolitik und innere Stabilität! 
• Unser Staat ist in das zweite Vierteljahr
tausend seines Bestehens eingetreten. Das Ju
biläumsjahr 1969 war uns wiederholt Anlass 
zur Rückschau auf die geschichtliche Entwick
lung unseres kleinen Staatswesens. Eindrück
licher denn je wurde uns vor Augen geführt, 
dass unsere staatliche Existenz im Verlauf der 
ersten 250 Jahre häufiger den geschichtlichen 
Zufälligkeiten und den glücklichen, äusseren 
Ereignissen als unserer eigenen Initiative zu 
verdanken war. 

Es liegt auf der Hand, dass wi r  als einer der 
kleinsten Staaten der Wel t  keine spektakulären 
aussenpolitischen Erfolge erzielen können. Je
der Gesprächspartner in aussenpolitischen Be
langen ist ungleich grösser und stärker als 
Liechtenstein. Wi r  sind in vielfacher Hinsicht 
vom Wohlwollen, unserer Nachbarstaaten und 
vom weiteren Ausland abhängig. 
• Trotzdem, oder gerade deswegen, müssen 
wir der Aussenpolitik ein besonderes Augen
merk schenken. Wir müssen versuchen mit 
den vorhandenen Mitteln und in beharrlicher 
Kleinarbeit unseren Standpunkt zu vertreten 
und Verständnis für den Sonderfall Liechten
stein in der Welt finden. 

Im Grundsatzprogramm der Fortschrittlichen 
Bürgerpartei vom 9. Januar  1970 wird der  Fort
setzung einer aktiven Aussenpolitik deshalb in 
besonderem Masse Rechnung getragen. 
• Der wichtigste aussenpolitische Partner un
seres Landes ist nach wie vor unser Schweizer 
Nachbarland. Unter Wahrung unserer Eigen
staatlichkeit sind die ohnehin herzlichen und 
freundschaftlichen Beziehungen zur Schweiz 

auch in Zukunft zu pflegen und nach Möglich
keit noch intensiver zu gestalten. 

Gleichermassen müssen auch die traditionell 
guten Beziehungen zu Oesterreich ausgebaut 
werden. Das Angebot unseres österreichischen 
Nachbarlandes, Liechtenstein bei seinen aus
senpolitischen Bemühungen zu unterstützen, 
muss als grosszügiges Angebot ernst genom
men und als Chance gewahrt werden. 
• Mit Unterstützung unserer befreundeten 
Nachbarn ist die bereits eingeleitete aussen
politische Offensive in den weiteren euro
päischen Raum fortzusetzen. Die Mitgliedschaft 
bei Spezialorganisationen der UNO und unsere 
Zugehörigkeit zu anderen internationalen Or
ganisationen muss durch vermehrte Mitarbeit 
und Präsenz aktiviert werden. 

Zu den erfreulichsten aussenpolitischen Er
folgen de r  abgelaufenen Legislaturperiode ge
hört wohl unser Beitritt zu fünf Abkommen 
des  Europarates>. Unser Beitritt zu den genann
ten  Uebereinkommen stellt die erfolgreiche 
Einleitung einer fortzusetzenden liechtenstei
nischen Initiative in diese Richtung dar. 
• Die europäische Integration, die auch von 
unserem Land bejaht wird, stellt uns gleich
zeitig vor das derzeit wichtigste und aktuellste 
aussenpolitische Problem. Wollen wir als selb
ständiger, freier Staat im zukünftigen vereinig
ten Europa mitwirken, so gilt es unsere Mit
arbeit bei der Europäischen Freihandelsassozia
tion (EFTA) zu verstärken. Unsere exportorien
tierte Wirtschaft verpflichtet den Staat gerade 
in diesem Punkt zu besonderen Taten und Ini
tiativen. 

Im gleichen Zusammenhang gilt es auch wei
terhin dem Namen Liechtenstein in der Welt  
einen guten Klang zu geben. Die Teilnahme an 
bedeutenden Ausstellungen, die Schaffung einer 
permanenten Liechtenstein-Ausstellung, die bei 
wichtigen internationalen Anlässen als Rahmen
veranstaltung gezeigt werden kann und eine 
aussenpolitische Offensive auf dem kulturellen 
Sektor sind weitere Mittel, die in Zukunft ver
mehrt genützt werden müssen. 

• Zur Intensivierung unseres Fremdenverkehrs 
und zur besseren Information des Auslandes 
gilt es eine moderne Fremdenverkehrs- und In
formationszentrale aufzubauenl 

Soweit es  unsere Mittel und Möglichkeiten 
erlauben, muss auch die staatliche und private 
Entwicklungshilfe aktiviert werden. Nur  wenn 
wir  Verständnis und Sorge für die No t  der an
deren Völker beweisen, dürfen wi r  auf Ver
ständnis für unsere liechtensteinischen Belange 
in der Wel t  hoffen. 

• Erste Voraussetzung für eine glaubwürdige 
und erfolgreiche Aussenpolitik sind stabile in
nenpolitische Verhältnisse. Der inneren Kon
stanz und Stabilität kommt in einem Kleinst
staat ungleich grössere Bedeutung zu als in 
einem grossen Land. 

Beides, Konstanz und Stabilität, wurden von 
der  Fortschrittlichen Bürgerpartei u n d  ihren 
Mandatsträgem in den letzten Jahren  und 
Jahrzehnten im optimaler Art  gewährleistet. 
Auf der  Basis dieser inneren Ordnung und Zu
verlässigkeit sind wir  für die neuen aussen
politischen Initiativen bestens gerüstet. 


